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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Das bipolare Zentrum Orscholz - Mettlach 
bietet neben seinem unvergleichbaren, 
natürlichen Landschaftsraum und seinen 
vielfältigen Freizeitangeboten, einen zu-
kunftsfähigen Tourismus- und Hotelstand-
ort.

Der heilklimatische Kurort Orscholz ist 
nicht nur durch seine Lage an der maleri-
schen Saarschleife, sondern auch über die 
Grenzen hinaus als Gesundheits-, Naher-
holungs- und Reha-Zentrum bekannt. 
Neben der Cloef, den vielfältigen Wander-
wegen und dem internationalen Tagungs-
zentrum des Cloef-Atriums wurde mit 
dem Baumwipfelpfad Saarschleife das 
touristische Standortprofil weiter ge-
schärft und erfolgreich ausgebaut.

Die Gemeinde Mettlach bietet als Tradi-
tionsstandort des Keramikproduzenten 
Villeroy & Boch und dessen Erlebniszent-
rum, der Keravision, sowie mit der Alten 
Abtei und der Kirche St. Lutwinus weitere 
einzigartige Sehenswürdigkeiten sowie 
hochkarätige Freizeitveranstaltungen wie 
dem Mountainbike- und Wandermara-
thon. Auch die benachbarten Kommunen 
Perl und Merzig ergänzen mit ihren touris-
tischen Attraktionen wie dem Wolfspark 
in Merzig, dem grenzenlosen Dreiländer-
eck, der römischen Villa Perl-Borg und der 
Weinbauregion „Moseltor“ das regionale 
Freizeitangebot.

Das Erholungsgebiet Saarschleife nahe 
der Grenze zu Luxemburg und Frankreich 
im Herzen des Dreiländerecks gelegen, 
bietet somit viele regionale Möglichkeiten 
einer attraktiven Urlaubsgestaltung.

Die räumliche Nähe und Anbindung an 
Luxemburg und Frankreich, sowie an die 
umliegenden Zentren Trier, Saarlouis, 
Saarbrücken und Saarburg begünstigen 
den Standort des Erholungsgebiets Saar-
schleife durch seine unmittelbare Erreich-
barkeit.

Mit seiner unmittelbaren Lage an der 
Saarschleife besitzt der heilklimatische 
Kurort Orscholz eine große, überregionale 
Anziehungskraft. Die Cloef steht wie keine 
andere Destination für das Saarland.

Der einzigartige Naturraum Saarschleife 
besitzt eine kulissenhafte Wirkung, die 

ihresgleichen sucht. Das milde Klima des 
oberen Saargaus bzw. Moselgaus macht 
Orscholz zu einem beliebten Ausflugsziel 
und zum heilklimatischen Kurort. 

So verfügt Orscholz auch jetzt schon über 
eine sehr gut ausgebaute, touristische Inf-
rastruktur und vielfältige Angebote für 
Touristen, besonders im Bereich Gesund-
heits- und Wandertourismus.

Im Vergleich zu den vorangegangenen 
Jahren, sind vor allem die Ankünfte und 
Übernachtungen im Kreis Merzig-Wadern 
konstant gestiegen. Gerade hier offenbart 
sich ein maßgebliches Standortpotenzial. 
Weiterhin führt ein anstehender Genera-
tionenwechsel in der regionalen Hotel-
branche zu absehbaren Schließungen und 
damit zu einem wachsenden Bedarf an 
Übernachtungsmöglichkeiten.

Mit dem umliegenden oberen Saargau, 
dem Moseltal, dem Keramikzentrum V&B 
Mettlach, dem Stausee Losheim oder dem 
Erlebnismuseum Villa Borg in der Gemein-
de Perl liegt der Standort Orscholz im Zen-
trum einer wachsenden Tourismusregion.

Saarschleife und Cloef stellen auch im na-
he angrenzenden Luxemburg und Frank-
reich eine beliebtes Reise- und Ausflugziel 
dar. 

Im Rahmen eines Interessenbekundungs-
verfahrens hat die Gemeinde Mettlach ein 
innovatives Hotelkonzept als Ergänzung 
zum vorhandenen Übernachtungsangebot 
in der Gemeinde gesucht. 

Auf der Fläche, unmittelbar neben der Re-
ha-Klinik sowie in kurzer Entfernung zum 
Cloef-Atrium sowie in nicht weiter Entfer-
nung zur Saarschleife soll nunmehr eine 
„Glamping-Resort-Konzept“ realisiert 
werden.

Das Projekt soll auf einer Fläche umge-
setzt werden, für die bereits 2003 Bau-
recht (1. Änderung des Bebauungsplanes 
Mettlacher Wald - Cloefstraße“ für ein 
Sondergebiet (damals noch für eine Kli-
nik) geschaffen wurde.

Nach den Festsetzungen der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes „Mettlacher Wald – 
Cloefstraße“ sowie des Bebauungsplanes 
„Mettlacher Wald – Gierendsecken, 2. Än-

derung“ und des Bebauungsplanes „Cloef, 
1. Änderung“ ist die Errichtung eines Hotels 
mit naturnahem Glamping-Resort jedoch 
nicht realisierungsfähig. Hieraus ergibt sich 
die Notwendigkeit zur Aufstellung des vor-
liegenden Bebauungsplanes. 

Der Bebauungsplan wird im vereinfachten 
Verfahren gem. § 13 a BauGB aufgestellt. 
Das Vorhaben unterliegt keiner Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 
Anlage 1 UVPG und es bestehen keine An-
haltspunkte für eine Beeinträchtigung der 
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten 
Schutzgüter gem. § 13 Abs. 1 Nr. 2 BauGB.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes sind dem beigefüg-
ten Lageplan zu entnehmen. Er umfasst 
eine Fläche von ca. 3,7 ha.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan GmbH, Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt worden.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt es sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der Innenent-
wicklung (Nachverdichtung, Entwicklung 
eines brachliegenden Grundstückes). Mit 
dem Gesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenentwicklung 
der Städte vom 21. Dezember 2006, das mit 
der Novellierung des Baugesetzbuches am 
1. Januar 2007 in Kraft trat, fällt die seit Ju-
li 2004 vorgesehene förmliche Umweltprü-
fung bei Bebauungsplänen der Größenord-
nung bis zu 20.000 m2 weg. Dies trifft für 
den vorliegenden Bebauungsplan zu. Die 
max. überbaubare Fläche innerhalb des 
festzusetzenden Sonstigen Sondergebietes 
ergibt eine Gesamtfläche von ca. 15.100 
m2.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 b genannten Umweltbelange vorlie-
gen. Dies trifft für den vorliegenden Bebau-
ungsplan zu.
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Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten/  be-
schleunigten Verfahrens nach § 13 BauGB 
gelten entsprechend: Es wird darauf hinge-
wiesen, dass gem. § 13 Abs. 2 und 3 BauGB 
und § 13a Abs. 2 und 3 BauGB von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informatio-
nen verfügbar sind, der zusammenfassen-
den Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
und von der frühzeitigen Unterrichtung und 
Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB abgesehen wird.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt, ein Ausgleich der vorgenom-
menen Eingriffe ist damit nicht notwendig. 
Zudem wurde bereits mit der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes „Mettlacher Wald – 
Cloefstraße“im Jahr 2003 Baurecht für fast  
das gesamte Plangebiet (ca. 3,5 ha) ge-
schaffen. Bis zu 17.500 m2 des Plangebie-
tes können gem. den Festsetzungen des seit 
2003 rechtskräftigen Bebauungsplanes be-
reits heute versiegelt werden. Durch die 
Festsetzungen des vorliegenden 
Bebauungsplanes wird die maximal über-
baubare Fläche auf 15.100 m2 begrenzt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Mettlach stellt für das Plangebiet eine Son-
derbaufläche dar. Das Entwicklungsgebot 
gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit erfüllt.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Or-
scholz, entlang der Cloefstraße, zwischen 
Reha-Klinik und Cloef-Atrium.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„Glamping-Resort Saarschleife“ wird wie 
folgt begrenzt:

•	 Norden: durch die „Cloefstraße“, nörd-
lich der „Cloefstraße“ schließt ein 
Mischgebiet an, 

•	 Osten: durch die Reha-Klinik mit an-
grenzenden Grün- und Parkplatzflä-
chen,

•	 Süden: durch Waldflächen,

•	 Westen: durch den Kurpark.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung zum Bebau-
ungsplan zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes  
und Umgebungsnutzung, 
Eigentumsverhältnisse

Die Fläche des Geltungsbereiches befindet 
sich vollständig im Eigentum der Gemeinde 
Mettlach. 

Der Großteil des Plangebietes wird derzeit 
nicht genutzt und stellt sich als mit Gehölz-

strukturen versehene Grünfläche dar. Im 
nördlichen Bereich verläuft die Kurprome-
nade mit Alleecharakter entlang der Cloef-
straße. Südlich davon befinden sich Park-
platzflächen, die der Allgemeinheit und Be-
suchern der Reha-Klinik dienen sowie ein 
Fussweg, der die Reha-Klinik im Osten und 
das Cloef-Atrium im Westen verbindet. Im 
südlichen Bereich verläuft von Westen nach 
Osten ein Fussweg durch das Plangebiet.

Die unmittelbare Umgebung des Plangebie-
tes ist zum einen durch die Rehaklinik im 
Osten sowie zum anderen durch das Clo-
ef-Atrium samt Kurpark im Westen geprägt. 
Zudem schließt sich nördlich der Cloefstra-
ße ein Mischgebiet an das Plangebiet an.

Topografie des Plangebietes

Das Relief des Plangebietes zeichnet sich im 
zentralen westlichen Randbereich durch 
eine Felskuppe aus, während das übrige 
Plangebiet von der Felskuppe aus stetig 
nach Norden, Osten und Süden abfällt. Ins-
gesamt fällt das Gelände von der Felskuppe 
im Westen nach Osten zur Geltungsbe-
reichsgrenze hin um ca. 9 m ab.

Eine große Bebauung im Bereich der Fels-
kuppe ist aufgrund der hiermit verbunde-
nen notwendigen und kostenintensiven Ge-
ländemodellierungen nur bedingt möglich. 

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist gut an das überörtliche 
Verkehrsnetz angebunden. Über die „Cloef-
straße (L.I.O 177) sowie die B 406 ist die 
Autobahn A  8 Luxemburg-Karlsruhe und 
über die L 176 die B 51 in kurzer Zeit zu er-
reichen. 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Kataster mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan

Lage im Raum, ohne Maßstab; Quelle: LVGL, Bearbeitung: Kernplan
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Durch das neue Vorhaben werden keine 
über das bestehende Baurecht hinausge-
henden Verkehrsströme erzeugt.

Die Zufahrt zum Plangebiet befindet sich in 
der „Cloefstraße“. 

Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist 
aufgrund der bestehenden Bebauung im 
Umfeld des Plangebietes grundsätzlich be-
reits vorhanden.

Die grundstücksinterne Infrastruktur muss 
auf den Bedarf zugeschnitten noch herge-
stellt werden.

Die nach § 49a SWG geltenden Vorgaben 
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
sind durch die Entwässerung des Plange-
bietes im Trennsystem erfüllt. Das Schmutz-
wasser wird durch Anschluss an die vorhan-
dene öffentliche Kanalisation der Cloefstra-
ße entsorgt.

Das unbelastete Niederschlagswasser wird 
auf dem Grundstück über die belebte Bo-
denzone zu versickern, zwischengespeichert 
oder genutzt bzw. wird das überschüssige 
Niederschlagswasser gedrosselt durch 
einen Überlauf in das bestehende Kanalsys-

tem eingeleitet. Alternativ kann das Nieder-
schlagswasser in den südlich des Plangebie-
tes befindlichen Bornbach eingeleitet wer-
den. Hierzu ist eine wasserrechtliche Ge-
nehmigung gem. § 10 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) zu beantragen.

Nutzung des Plangebietes und Umgebungsnutzung, ohne Maßstab, Quelle: Gemeinde Mettlach, Bearbeitung: Kernplan

PLANGEBIET

CLOEF-ATRIUM

REHA-KLINIK

PARKPLATZFLÄCHEN

CLOEFSTRASSE L.I.O. 177
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Bipolares Grundzentrum Mettlach, Orscholz

Vorranggebiete Nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze Der Ortsteil Orscholz der Gemeinde Mettlach ist im aktuellen Landesentwicklungsplan 
Saarland, Teilabschnitt Umwelt, als spezifischer Standortbereich für Tourismus (BT) ausge-
wiesen.

(130) In den in Teil B dargestellten Standortbereichen für Tourismus (BT) sind die für den 
Tourismus wichtigen Einrichtungen und Maßnahmen vorzusehen. Sie sind zu touristi-
schen Zentren zusammenzufassen und in sinnvoller gegenseitiger funktionaler Ergän-
zung aufeinander abzustimmen. Die Standortbereiche sind bei räumlichen Planungen 
und Maßnahmen zu beachten, insbesondere sind sie in Bauleitplänen in der Fläche zu 
konkretisieren und festzulegen. Dem Tourismus entgegenstehende Nutzungen sind an 
den Standortbereichen grundsätzlich nicht zulässig.

(132) Als Standortbereiche für Tourismus werden neben den staatlich anerkannten Kur- 
und Erholungsorten diejenigen Einrichtungen aufgeführt, die von überörtlicher Bedeu-
tung sind und deren Entwicklung aus touristischer Sicht sinnvoll ist.

(133) Standortbereiche für Tourismus (BT) beinhalten größere, für den überregionalen 
Tourismus wichtige Einrichtungen der Segmente Kur- und Erholungstourismus, wie z. B. 
heilklimatische Kurorte, Kneipp-Kurorte, Luftkurorte, Erholungsorte, Ferienparks mit mehr 
als 1.000 Betten und Stauseen mit über 20 ha Wasserfläche sowie des Segments Kultur- 
bzw. Städtetourismus. An den festgelegten Standorten sind entsprechende bauliche und 
betriebliche Maßnahmen raumordnerisch grundsätzlich unbedenklich. 

Somit steht der Entwicklung eines neuen, exklusiven Glamping-Resorts im Ortsteil Or-
scholz in kurzer Entfernung zur Saarschleife aus landesplanerischer Sicht grundsätzlich 
nichts entgegen. Eine entsprechende Entwicklung ist an diesem Schwerpunktstandort für 
Tourismus wünschenswert.

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen nach aktuellem 
Landschaftsprogramm des Saarlandes (Juni 2009)

•	 Lage innerhalb des Naturparks Saar-Hunsrück nachrichtlich übernommen 

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Regionalparks, Biosphärenreservate 

nicht direkt betroffen;
Das Plangebiet liegt außerhalb des FFH-, Natur- und Vogelschutzgebietes N 
6505-301„Steilhänge der Saar“ sowie des Landschaftsschutzgebietes L 1.00.16 „Saar-
schleife und Leukbachtal“.
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Kriterium Beschreibung

Naturpark Der Planungs-Standort liegt im gemäß § 27 BNatSchG geschützten, mit Saarländischer 
Verordnung vom 1.3.2007 (geändert durch die Verordnung vom 30.07.2010) festgesetz-
ten „Naturpark Saar-Hunsrück“. Schutzzweck ist laut § 2 der Verordnung die Erhaltung, 
Pflege und Entwicklung der Mittelgebirgslandschaft mit ihren die Landschaft prägenden 
Merkmalen zur Erholung der Bevölkerung und für den naturverbundenen Tourismus. Da 
das Plangebiet aktuell keine nennenswerte Bedeutung für das Landschaftsbild, die Er-
holung und den Tourismus besitzt und die Planung auf die Erholungsnutzung und den 
naturverbundenen Tourismus hinzielt, steht die Lage des Bebauungsplangebietes im Na-
turpark nicht im Widerspruch zur vorgesehenen Planung.

Naturdenkmäler, in der Denkmalliste nach 
§ 6 SDSchG verzeichnete Denkmäler oder 
in amtlichen Karten verzeichnete Gebiete 

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach § 
6 Abs. 1  SNG

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 aufgrund der offiziell vorliegenden Geofachdaten keine Hinweise auf das Vorkommen 
ökologisch hochwertiger Biotoptypen oder Arten: innerhalb oder im Umfeld des 
räumlichen Geltungsbereiches keine Arten oder Flächen im Datenmaterial des Arten- 
und Biotopschutzprogramms (ABSP) und in der Datensammlung ABDS (Arten- und 
Biotopschutzdaten 2013 Saarland, Stand August 2018) enthalten

•	 Räumlicher Geltungsbereich sowie dessen Umfeld nicht im Rahmen der Biotopkartie-
rung erfasst 

•	 keine Hinweise darauf, dass besonders seltene oder schützenswerte Arten oder öko-
logisch hochwertige Biotope betroffen sein könnten; dies gilt insbesondere für ge-
setzlich geschützte Biotope und FFH-Lebensraumtypen

Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung ist bereits im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Mettlacher Wald - Cloefstraße“ (2003) erfolgt und abgehandelt worden. 

Mit der Realisierung der Planungsabsichten, wie sie durch die Aufstellung des Bebauungsplans ermöglicht werden, ist auch ein Eingriff 
in Natur und Landschaft verbunden, dessen Vermeidung und Ausgleich gemäß§ 1a Nr. 2 BauGB in der Abwägung nach § 1 Abs.6 zu 
berücksichtigen ist. 

Da nach § 1 a Abs.3 Satz 4 BauGB ein Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft nicht erforderlich ist, soweit die Eingriffe bereits 
vor der planerische Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren, wird als Grundlage zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs die der
zeitige planungsrechtliche Situation herangezogen.

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan (s. Anhang) Darstellung: Sonderbaufläche; Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB erfüllt.
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Kriterium Beschreibung

Bebauungsplan „Mettlacher Wald - Cloef-
straße“(1991)

•	 Sonstiges Sondergebiet Kurgebiet 
•	 GRZ: 0,5; GFZ: 1,5; Vollgeschosse: III
•	 Grünfläche
•	 Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung  

von Natur und Landschaft
•	 Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 

Bäumen, Sträuchern und Gewässern
•	 zu erhaltende Bäume

1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Mettlacher Wald - Cloefstraße“(2003)

•	 Sonstiges Sondergebiet Kurgebiet 
•	 GRZ: 0,5; GFZ: 1,5; Vollgeschosse: V
•	 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Kurpromenade



Bebauungsplan „Glamping-Resort Saarschleife“, Ortsteil Orscholz 11 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

Überlagerung mit dem Bebauungsplan 
„Mettlacher Wald - Gierendsecken, 2. Än-
derung“ (2015)

•	 öffentliche Grünfläche
•	 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Kurpromenade
•	 Anpflanzfläche

Überlagerung mit dem Bebauungsplan 
„Cloef, 1. Änderung“ (2015)

•	 Waldfläche (Erholungswald)

Erforderlichkeit von neuem Planungsrecht •	 Keine Vorhabenzulässigkeit nach den Festsetzungen der bestehenden Bebauungsplä-
ne
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Die Gemeinde Mettlach hat 2017 ein Inter-
essenbekundungsverfahren für einen ge-
planten Hotelstandort nördlich des Clo-
ef-Atriums durchgeführt. 

Die Bewerber waren der Ansicht, dass die-
ser Standort aufgrund seiner direkten Nähe 
zum Cloef-Atrium weniger gut geeignet ist.

Für die Entwicklung des Standortes eignet  
sich die geplante Hotel-/ Glampingnutzung 
angesichts der umliegenden vorherrschen-
den Nutzungen (Reha-Klinik, Kurpark, 
Baumwipfelpfad) am besten. Damit ergibt 
sich eine hohe Verträglichkeit der geplanten 
mit der vorhandenen Nutzung. 

Eine Entwicklung des Standortes mit Hotel-/ 
Glampingnutzung stellt eine attraktive und 
konsequente Ergänzung des bereits vorhan-
denen touristischen Angebotes im Ortsteil 
Orscholz dar. Der Standort ist gerade zu prä-
destiniert. Auch der Flächennutzungsplan 
stellt für das Plangebiet bereits eine Son-
derbaufläche dar. Damit entspricht der vor-
liegende Bebauungsplan den Planungs-
überlegungen der Gemeinde. Sonstige 
Nutzungsalternativen sind für das 
Plangebiet nicht gewünscht. 

Aus folgenden Gründen ist das vorgesehe-
ne Plangebiet für die Hotelnutzung prädes-
tiniert:

•	 Bestehendes Baurecht für ein Son-
dergebiet

•	 Lage innerhalb der Innerortslage 
des Ortsteils Orscholz: Das Plange-
biet ist in integrierter Lage im Ortsteil 
Orscholz gelegen.

•	 Vermeidung von Nutzungskonflik-
ten: Für die Entwicklung des Standortes 
eignen sich angesichts der umliegenden 
Nutzungen nur wenige Vorhaben. Die 
geplante Nutzung muss mit der vorhan-
denen Mischnutzung, der Reha-Klinik 
und dem Kurpark im Umfeld verträglich 
sein. Weiterhin stellen das Störgrad-
potenzial für die umgebende Wohnnut-
zung und Reha-Klinik sowie die städte-
baulich gestalterischen Anforderungen 
Entwicklungshemmnisse dar. 

•	 Dem wird durch die Realisierung eines 
Glamping-Resorts Rechnung getragen. 
Sonstige Nutzungsalternativen, z. B. 
eine reine gewerbliche Nutzung, sind 
hier aufgrund der umgebenden Nutzun-
gen nicht verträglich / nicht gewünscht 
und mit den städtebaulichen Zielvor-
stellungen der Gemeinde auch nicht 
vereinbar.

•	 Verfügbarkeit der Flächen: Die 
Grundstücke befinden sich im Eigentum 
der Gemeinde und sind somit kurzfristig 

verfügbar, sodass das Vorhaben zügig 
realisiert werden kann.

•	 Nutzung bereits bestehender Er-
schließungsansätze: Eine gute Ver-
kehrsanbindung ist wesentlicher Faktor 
für die Attraktivität eines neuen Beher-
bergungsbetriebes. Das Plangebiet 
weist eine gute verkehrliche Erreichbar-
keit auf. Die Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der angrenzenden 
Bestandsbebauung bereits grundsätz-
lich vorhanden (ausreichend Kapazitä-
ten). 

•	 Erweiterung und Ergänzung des 
touristischen Angebots: Das Plan-
vorhaben stellt durch das Glam-
ping-Konzept eine optimale Ergänzung 
zum Baumwipfelpfad, dem touristi-
schen Highlight der Gemeinde Mettlach 
dar.

•	 Nähe zur Saarschleife: Das Plange-
biet befindet sich in kurzer Entfernung 
zum einzigartigen Naturraum Saar-
schleife. 

Eine Betrachtung von grundsätzlichen Pla-
nungsalternativen im Sinne der Standortfin-
dung kann aus den dargelegten Gründen 
außen vor bleiben. 

Städtebauliche Konzeption

Die Gemeinde hat sich für ein Glamping-Re-
sort Konzept entschieden. Dieses lebt von 
optimaler Anbindung, Naturnähe, Ruhe. Da-
für ist der nun überplante Standort optimal 
geeignet.

Geplant ist die Realisierung eines Hotel und 
Glamping-Resorts. Entlang der Cloefstraße 
ist die nach Westen gerichtete Erweiterung 
der bestehenden öffentlichen Parkplatzflä-
chen geplant. 

Das Resort wird sich voraussichtlich in zwei 
Bereiche unterteilen. Im nördlichen Bereich, 
angrenzend zu den neu anzulegenden Park-
platzflächen ist die Errichtung eines Hotel-
komplexes samt aller notwendigen Neben-
anlagen, Stellplätzen und Tiefgarage ge-
plant. Der geplante Hotelkomplex soll in 
Holzbauweise die Architektur des Baum-
wipfelpfades aufnehmen und entlang der 
Cloefstraße widerspiegeln (siehe nebenste-
hende Abbildung).

Konzeptstudie des Glamping-Resorts; Quelle: WYRD Gastro GmbH, Stand: 10/2017
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Im südlichen Bereich ist die Aufstellung 
kleinteiliger, portabler Übernachtungsein-
heiten geplant, die sich perfekt und orga-
nisch in die Natur einfügen werden (siehe 
nachstehende Abbildung). 

Sofern möglich, werden die bestehenden 
Bäume in diesem Bereich erhalten, um den 
Eingriff in die Natur und Landschaft auf das 
notwendige Maß zu reduzieren und dem 
Anspruch eines nachhaltigen, natürlichen, 
energieeffizienten, modernen und komfor-
tablen Hotel- und Glamping-Resorts zu ent-
sprechen.

Die Erschließung der öffentlichen Parkplatz-
flächen und Resorts ist über eine zentrale 
Zufahrt von der Cloefstraße aus geplant.

Konzeptstudie des Glamping-Resorts; Quelle: WYRD Gastro GmbH, Stand: 10/2017
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 
BauNVO

Sonstiges Sondergebiet; hier: Hotel 
/ Glamping

Als Art der baulichen Nutzung werden zwei 
Sonstige Sondergebiete mit der Zweckbe-
stimmung „Hotel /Glamping“ bzw. „Glam-
ping“ festgesetzt. Die getroffenen Festset-
zungen ermöglichen die planungsrechtliche 
Realisierung der geplanten Nutzung. Hier-
bei werden gem. des städtebaulichen Kon-
zeptes zwei Bereiche (SO 1 / SO 2) unter-
schieden.

Generell sind in den Sonstigen Sonderge-
biet 1 und 2 folgende Nutzungen zulässig:

1.	 Beherbergungsbetriebe (Hotel / Glam-
ping bzw. Glamping),

2.	 alle Nutzungen, die dem Betrieb der Be-
herbergungsbetriebe dienen,

3.	 Funktions- und Nebenräume (z.B. So-
zialräume),

4.	 Verwaltungsräume, Bürogebäude,

5.	 Lagerräume, Lagerflächen und -hallen, 
die dem Betrieb der Beherbergungsbe-
triebe dienen,

6.	 Wege, Grundstückszufahrten, Überfahr-
ten,

7.	 Anlagen für sportliche und gesundheit-
liche Zwecke, Wellness, Massage, Sauna 
und sonstige Anwendungen,

8.	 alle sonstigen für den Betrieb der Be-
herbergungsbetriebe nötigen und be-
absichtigten Nutzungen, wie z.B. über-
dachte Aufenthaltsbereiche, Außenbe-
reich Hotel und Glamping,

9.	 Baumhäuser, Holzhütten. 

Darüber hinaus sind im Sonstigen Sonder-
gebiet 1 Schank- und Speisewirtschaften, 
sonstige Gastronomie, Bistro, Restaurant, 
Konferenz- und Tagungsräume Stellplätze, 
Carports, Garagen, Tiefgaragen, Anlagen 
zur Ver- und Entsorgung des Plangebietes, 
wie z.B. Kompostanlage, Abfallpressen und 
-behälter zulässig. 

Diese Festsetzung dient der Unterbringung 
der vergleichsweise großen, für den Betrieb 
des Beherbergungsbetriebes jedoch not-
wendigen, Nebenanlagen. 

Durch die Unzulässigkeit der v.g. Nutzun-
gen innerhalb des Sonstigen Sondergebie-
tes 2 werden die baulichen Anlagen auf das 
notwendige Maß reduziert und gleichzeitig 
die planungsrechtliche Realisierung der ge-
planten Nutzung ermöglicht.

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Gemeinderat der Gemeinde Mettlach hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Glam-
ping-Resort Saarschleife“ beschlossen (§ 2 
Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Be-
zeichnungen mit dem Liegen schaftskataster 
übereinstimmen.

• Der Bebauungsplan wird gem. § 13a BauGB im 
vereinfachten Verfahren aufgestellt. Gem. § 13a 
Abs. 3 und 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB nicht durchgeführt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Mettlach hat 
in seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf 
gebilligt und die öffentliche Auslegung des Be-
bauungsplanes „Glamping-Resort Saarschleife“ 
beschlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
öffentlich ausgelegen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nie-
derschrift oder elektronisch per Mail abgegeben 
werden können, dass nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt blei-
ben können, am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wur-
den mit Schreiben vom __.__.____ von der 
Auslegung benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. 
§ 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ih-
nen wurde eine Frist bis zum __.__.____ zur 
Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen 
seitens der Behörden und der sonstigen Träger 

öffentlicher Belange, der Nachbargemeinden so-
wie der Bürger Anregungen und Stellungnahmen 
ein. Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen erfolgte durch den Gemeinde-
rat am __.__.____. Das Ergebnis wurde den-
jenigen, die Anregungen und Stellungnahmen 
vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 
BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan „Glamping-Resort Saarschleife“ als 
Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der 
Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Be-
gründung.

• Der Bebauungsplan „Glamping-Resort Saar-
schleife“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Mettlach, den __.__.____   

 ________________

 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 
BauGB). In dieser Bekanntmachung ist auf die 
Möglichkeit der Einsichtnahme, die Vorausset-
zungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen der 
§§ 214, 215 BauGB, ferner auf Fälligkeit und Er-
löschen der Entschädigungsansprüche gem. § 44 
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf 
die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hinge-
wiesen worden. 

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Glamping-Resort Saarschleife“, bestehend 
aus der Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, in Kraft (§ 10 
Abs. 3 BauGB).

 Mettlach, den __.__.____   

 ________________

 Der Bürgermeister

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)
• Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern.
• Das Schmutzwasser ist durch Anschluss an die vorhandene öffentliche Kanalisation zu entsorgen.
• Das unbelastete Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück über die belebte Bodenzone zu versickern, 

zwischenzuspeichern oder zu nutzen bzw. ist das überschüssige Niederschlagswasser gedrosselt durch einen 
Überlauf in das bestehende Kanalsystem einzuleiten. Alternativ kann das Niederschlagswasser in den süd-
lich des Plangebietes befi ndlichen Bornbach eingeleitet werden. Hierzu ist eine wasserrechtliche Genehmi-
gung gem. § 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zu beantragen.

• Die Vorschaltung von Speichern (z.B. Zisterne) zur Brauchwassernutzung ist generell zulässig.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden refl ektierenden Materialien sind unzulässig. Die Instal-

lation von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie / Photovoltaik auf den Dachfl ächen ist zulässig.
• Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/refl ektierenden Materialien. 
• Mülltonnen sind entweder in Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.
• Werbeanlagen: Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, Fremdwerbung ist unzulässig. 

Ausgenommen hiervon sind gemeinsame Hinweisschilder oder -tafeln mehrerer Betriebe (Sammel-Hin-
weisschilder). Innerhalb des Plangebietes ist nur ein solches Hinweisschild zulässig. Die Höhe der Hinweis-
schilder oder -tafeln darf max. 2,5 m betragen. 

• Böschungen, Abgrabungen, Aufschüttungen und Stützwände: Die Anlage von Böschungen, Abgrabungen, 
Aufschüttungen und Stützwände ist bis zu einer Höhe von 5 m zulässig. Böschungen, Abgrabungen, Auf-
schüttungen und Stützwände sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche zulässig.

• Einfriedungen: Entlang der Grenze der Sonstigen Sondergebiete 1 und 2 sind Einfriedungen (Hecken, Zäu-
ne) zulässig. 

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO, SWG)
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PLANGEBIET

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
unter Berücksichtigung der aktuell gültigen Ände-
rungen.

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 
(BGBl. I S. 3434).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 17. 
Juni 2015 (Amtsbl. I S. 376).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zu-

letzt geändert durch das Gesetz vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. I S. 632).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) 
- vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Oktober 2015 
(Amtsbl. I S. 790). 

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 3. Dezember 2013 (Amtsbl. 
I 2014 S. 2).

• Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz - 
LWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. Oktober 1977 (Amtsbl. 1977 S. 1009), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 20. September 
2017 (Amtsbl. I S. 868).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

HINWEISE

• Der Bebauungsplan wird gem. § 13 a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des § 13 BauGB gelten entspre-
chend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,  von dem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbe-
zogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 
BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Der Bebauungsplan „Glamping-Resort Saarschleife“ ersetzt innerhalb seines Geltungsbereiches die rechts-
kräftige 1. Änderung des Bebauungsplanes „Mettlacher Wald - Cloefstraße“, einen kleinen Teilbereich des 
Bebauungsplanes „Cloef, 1. Änderung“ und des Bebauungsplanes „Mettlacher Wald - Gierendsecken, 2. 
Änderung“. 

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzum-
triebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock 
zu setzen.

• Im Plangebiet sind keine konkreten Hinweise auf mögliche Kampfmittel zu erkennen. Sollten wider Erwarten 
Kampfmittel gefunden werden (Zufallsfunde), so ist über die zuständige Polizeidienststelle der Kampfmittel-
beseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

• Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländi-
sches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpfl ichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in 
seiner Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

• Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikations-
linien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte 
Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von 
Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie ge-
fahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. 

• Bei Konkretisierung der Planung ist eine Planauskunft und Einweisung von der zentralen Planauskunft Süd-
west einzufordern. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

• Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befi nden sich mehrere Straßenbeleuchtungskabel und Straßen-
leuchten inkl. Zubehör. Grundsätzlich sind Baumaßnahmen im Bereich der v.g. Anlagen der energis GmbH 
vor Baubeginn mit der Organisationseinheit R VV, Tel. 0681 4030-3003, aufgrund der erforderlichen Ein-
weisungen und evtl. notwendigen Sicherheits- bzw. Verlegungsmaßnahmen abzustimmen.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
(GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB)

Schutzabstand Wald
Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grund-stücken ein Abstand von 
30 Metern zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind bei 
der Neubegründung von Wald zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude dürfen 
die gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde genehmigt Ausnahmen von 
dem gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstand, wenn
• der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Ab-

standsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forst-
wirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich sämtli-
cher Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem Eigentum 
zu verzichten und 

• aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeichnung des 
Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden Gebäudes auf dem Grundstück hervorgehen.

Naturpark Saar-Hunsrück
• Der Standort liegt im gemäß § 27 BNatSchG mit Verordnung vom 1. März 2007 festgesetzten „Naturpark 

Saar-Hunsrück“.

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
    GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB

1.1 SONSTIGES SONDERGEBIET (SO 1)  
„HOTEL / GLAMPING“

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 11 
BAUNVO

 Zulässig sind gem. § 11 Abs. 2 BauNVO:

Siehe Plan;
Gem. § 11 Abs. 2 BauNVO wird ein Sonstiges 
Sondergebiet (SO 1) mit der Zweckbestimmung „Hotel 
/ Glamping“ festgesetzt. 

1. Beherbergungsbetriebe (Hotel / Glamping),
2. alle Nutzungen, die dem Betrieb der Beherber-

gungsbetriebe dienen,
3. Schank- und Speisewirtschaften, sonstige Gastro-

nomie, Bistro, Restaurant, Konferenz- und Tagungs-
räume,

4. Funktions- und Nebenräume (z.B. Sozialräume),
5. Verwaltungsräume, Bürogebäude,
6. Lagerräume, Lagerfl ächen und -hallen, die dem 

Betrieb der Beherbergungsbetriebe dienen,
7. Stellplätze, Carports, Garagen, Tiefgaragen,
8. Wege, Grundstückszufahrten, Überfahrten,
9. Anlagen für sportliche und gesundheitliche Zwe-

cke, Wellness, Massage, Sauna und sonstige An-
wendungen,

10. alle sonstigen für den Betrieb der Beherbergungs-
betriebe nötigen und beabsichtigten Nutzungen, 
wie z.B. überdachte Aufenthaltsbereiche, Außen-
bereich Hotel und Glamping,

11. Anlagen zur Ver- und Entsorgung des Plangebietes, 
wie z.B. Kompostanlage, Abfallpressen und -behäl-
ter,

12. Baumhäuser, Holzhütten.

1.2 SONSTIGES SONDERGEBIET (SO 2)  
„GLAMPING“

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 11 
BAUNVO

 Zulässig sind gem. § 11 Abs. 2 BauNVO:

Siehe Plan;
Gem. § 11 Abs. 2 BauNVO wird ein Sonstiges 
Sondergebiet (SO 2) mit der Zweckbestimmung 
„Glamping“ festgesetzt. 

1. Beherbergungsbetriebe (Glamping),
2. alle Nutzungen, die dem Betrieb der Beherber-

gungsbetriebe dienen,
3. Funktions- und Nebenräume (z.B. Sozialräume),
4. Verwaltungsräume, Bürogebäude,
5. Lagerräume, Lagerfl ächen und -hallen, die dem 

Betrieb der Beherbergungsbetriebe dienen,
6. Wege, Grundstückszufahrten, Überfahrten,
7. alle sonstigen für den Betrieb der Beherbergungs-

betriebe nötigen und beabsichtigten Nutzungen, 
wie z.B. überdachte Aufenthaltsbereiche, Außen-
bereich Hotel und Glamping,

8. Baumhäuser, Holzhütten.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1  HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB A
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen 
wird im Sonstigen Sondergebiet (SO 1) auf 14,0 m 
festgesetzt. 

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder der Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe).

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum 
Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die 
zulässige Gebäudeoberkante überschritten werden.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO wie folgt 
festgesetzt.

• Sonstiges Sondergebiet (SO 1): 0,7
• Sonstiges Sondergebiet (SO 2): 0,5

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind im Übrigen 
gem. § 19 Abs. 4 BauNVO auch die Grundfl ächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfl äche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

mitzurechnen. 

2.3  ZAHL DER VOLLGESCHOSSE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 

BAUNVO

Siehe Plan. Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. 
§ 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als 
Höchstmaß festgesetzt. Baumhäuser unterliegen nicht 
der Festsetzung der maximalen Zahl der Vollgeschosse. 

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Es wird eine offene Bauweise festgesetzt. In der offe-
nen Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. 

4.  ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE
 GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 

BAUVNO

Siehe Plan. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind 
im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO 
dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. 

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können. (s. ergänzend auch 
Festsetzung der Stellplätze, Carports, Garagen und 
Tiefgaragen)

5. STELLPLÄTZE, CARPORTS, GARAGEN UND 
TIEFGARAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan. 
Stellplätze, Carports, Garagen und Tiefgaragen sind 
sowohl innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche 
als auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche 
des Sondergebietes 1 zulässig.

6. VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECK-
BESTIMMUNG; ZUFAHRT, PARKEN  
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECK-
BESTIMMUNG; HIER: KURPROMENADE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Kurpromenade sind 
Grundstückszufahrten und Überfahrten generell zuläs-
sig.

 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECK-
BESTIMMUNG; HIER: PARKPLATZFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Parkplatzfläche sind 
Grundstückszufahrten und Überfahrten generell zuläs-
sig.

 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECK-
BESTIMMUNG; HIER: FUSSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung; hier: Fussweg sind 
Grundstückszufahrten und Überfahrten generell zuläs-
sig.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB)

7. ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche sind 
Grundstückszufahrten und Überfahrten generell zuläs-
sig.

8. WALDFLÄCHE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 18 BAUGB

Siehe Plan.

9. ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Siehe Plan.
Im Bereich der Fläche zum Anpfl anzen entlang der Clo-
efstraße ist eine Alleebepfl anzung vorzunehmen bzw. 
die vorhandene Bepfl anzung soweit möglich zu erhal-
ten.

10. ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Siehe Plan.
Vorhandene Bäume sind innerhalb des Sonstigen Son-
dergebietes SO 2 im größtmöglichem Umfang zu er-
halten, dürfen jedoch entnommen werden, wenn dies 
aus Gründen der Verkehrssicherung oder im Zuge der 
Baumaßnahme des Beherbergungsbetriebes unver-
meidlich ist.

11. KOMPENSATIONSMASSNAHMEN
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

Als Kompensation für die in Anspruch genommene 
Waldfl äche von 1,94 ha verpfl ichtet sich die Gemeinde 
Mettlach innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttre-
ten des Bebauungsplanes der Forstbehörde geeignete 
Ausgleichs- bzw. Erstaufforstungsfl ächen zur Geneh-
migung anzubieten. Die Genehmigung der Erstauf-
forstungen erfolgt in einem eigenständigen Verfahren 
nach § 9 LWaldG.

Der waldrechtliche Ausgleich ist nicht abschließend. 
Ein Jahr nach Realisierung des Sonstigen Sonderge-
bietes 2 ist zwischen der Gemeinde Mettlach und der 
Forstbehörde die tatsächliche Umwandlung des Wal-
des festzustellen. Sollte der im Bebauungsplan festge-
setzte Ausgleich von 1,94 ha zu hoch sein, wird die 
Mehrfl äche als sogenannter „Waldfl ächenersatzpool“ 
für andere Projekte der Gemeinde Mettlach angerech-
net. Gleichzeitig behält sich die Forstbehörde vor, einen 
nachträglichen Ausgleich bei der Gemeinde Mettlach 
einzufordern sofern der Bestockungsgrad im Bereich 
des Sonstigen Sondergebietes 2  zu gering ist.

12. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

TEIL A: PLANZEICHNUNG

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SONSTIGES SONDERGEBIET (SO 1 / SO 2); HIER: HOTEL / GLAMPING BZW. GLAMPING
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 AS. 2 BAUNVO)

GOKmax.
14,0 m

HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ 
0,5 / 0,7 

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

I / IV ANZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBE STIMMUNG; HIER: ZUFAHRT, PARKEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBE STIMMUNG; HIER: KURPROMENADE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

P VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBE STIMMUNG; HIER: PARKPLATZFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBE STIMMUNG; HIER: FUSSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

WALDFLÄCHEN 
(§ 9 ABS. 1 NR. 18 BAUGB)

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
(§ 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB)

ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
(§ 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB)

Art der baulichen 
Nutzung

Höhe baulicher 
Anlagen

Zahl der Voll-
geschosse

Grundfl ächen-
zahl

Bauweise -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

SO 1
Hotel / Glamping

GOKmax.
14,0 m

IV
GRZ
0,7

o -

Quelle Kataster:  WSV Beratende Ingenieure  GmbH
Stand Katastergrundlage: 19.07.2018

K

SO 2
Glamping

-

I
GRZ
0,5

o -

Z
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Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Festsetzung der maximalen Höhe bauli-
cher Anlagen dient der Verhinderung einer 
Höhenentwicklung über das unbedingt nö-
tige Maß hinaus. 

Weiterhin stellt die Festsetzung der maxi-
malen Höhe baulicher Anlagen sicher, dass 
durch eine maßvolle Höhenentwicklung kei-
ne negative Beeinträchtigung des Orts- und 
Landschaftsbildes vorbereitet wird. Die fest-
gesetzte Höhe orientiert sich zum einen am 
städtebaulichen Konzept sowie zum ande-
ren an der angrenzenden Bebauung des 
Cloef-Atriums.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter überbaute Grundflä-
che je Quadratmeter Grundstücksfläche zu-
lässig sind. Die zulässige Grundfläche ist 
der Anteil des Baugrundstücks, der von 
baulichen Anlagen überdeckt werden darf 
und dient sogleich der Einhaltung der Min-
destfreiflächen auf den Baugrundstücken 
(sparsamer Umgang mit Grund und Boden).
Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl ist 
die Waldfläche als Teil des Baugrundstückes 
/ der Grundstücksfläche mitzurechnen.

Die gewählten Grundflächenzahlen orien-
tieren sich eng an der geplanten Konzep
tion. 

Die Grundflächenzahl wird für das Sonstige 
Sondergebiet 1 und 2 differenziert festge-
setzt. 

Die Festsetzungen einer GRZ von 0,5 und 
0,7 unterschreiten gemäß § 17 BauNVO die 
Bemessungsobergrenze für die bauliche 
Nutzung in Sonstigen Sondergebieten. 

Der Grad der durch die getroffene Festset-
zung entstehenden Grundstücksbebauung 
lässt auf den Grundstücken ausreichend 
Freiflächen für eine Durchgrünung des Ge-
bietes. Trotz reduzierter GRZ wird eine wirt-
schaftliche und funktionale Nutzung der 
Grundstücke gewährleistet. 

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass großflächige Ver-
siegelungen durch Hauptgebäude und 
Nebenanlagen räumlich begrenzt werden 

und die anteilsmäßige Flächenbegrenzung 
gewahrt wird.

Aufgrund der sonstigen Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung ist gewährleis-
tet, dass sich das Vorhaben in die Umge-
bung einfügt.

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung erforderlich. 

Mit der gewählten Differenzierung der Zahl 
der Vollgeschosse wird der städtebauliche 
Charakter der Umgebung gewahrt und ein 
harmonisches Einfügen in die Umgebung 
gesichert. Einer gegenüber dem Bestand 
unverhältnismäßigen Höhenentwicklung 
wird vorgebeugt. 

Die festgesetzten Vollgeschosse sind aus 
dem geplanten Konzept abgeleitet. Mit der 
Definition der Vollgeschosse wird das Ziel 
verfolgt, die Errichtung überdimensionierter 
Baukörper zu verhindern und eine ange-
messene Integration in die Umgebung ohne 
Beeinträchtigung des Orts- und Land-
schaftsbildes zu erreichen. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB I.V.m. § 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
auf den Baugrundstücken angeordnet wer-
den.

In der offenen Bauweise sind die Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. 
Die Länge der Gebäude darf höchstens 
50 m betragen. Die Festsetzung der offenen 
Bauweise ermöglicht eine aufgelockerte Be-
bauung.

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
baulicher Anlagen auf dem Grundstück ge-
regelt. Die Baugrenze umschreibt die über-
baubare Fläche, wobei die Baugrenze durch 

die Gebäude nicht bzw. allenfalls in gering-
fügigem Maß überschritten werden darf.

Die Baugrenzen orientieren sich eng an der 
geplanten Konzeption und werden entspre-
chend dieser Grundidee in den Bebauungs-
plan übernommen.

Die Abmessungen der durch Baugrenzen 
beschriebenen Baufenster wurden so ge-
wählt, dass den Bauherren für die spätere 
Realisierung Spielraum verbleibt. 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche zulässig (Balkone, 
Stellplätze, Terrassen, etc.), sofern sie dem 
Nutzungszweck des Baugebiets selbst die-
nen und seiner Eigenart nicht widerspre-
chen. Damit ist eine zweckmäßige Bebau-
ung des Grundstückes mit den erforderli-
chen Nebenanlagen und Einrichtungen si-
chergestellt, ohne gesondert Baufenster 
ausweisen zu müssen.

Stellplätze, Carports, Garagen 
und Tiefgaragen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung für Stellplätze, Carports, 
Garagen und Tiefgaragen dient der Ord-
nung des ruhenden Verkehrs durch ein aus-
reichendes Stellplatzangebot. Zudem wer-
den Beeinträchtigungen der bereits be-
stehenden Bebauung in der Nachbarschaft 
des Plangebietes vermieden (Parksuchver-
kehr etc.).

Die Zulässigkeit von Stellplätze, Carports, 
Garagen und Tiefgaragen auch außerhalb 
der Baugrenzen dient der Flexibilität bei der 
Bebaubarkeit des Grundstückes und ge-
währleistet, dass z.B. Garagen und Carports 
im seitlichen Grenzabstand errichtet wer-
den können. 

Mit der getroffenen Festsetzung ist gewähr-
leistet, dass der erforderliche Stellplatznach
weis ausschließlich auf dem Grundstück er-
folgt. Darüber hinaus trägt die Festsetzung 
dazu bei, dass der ruhende Verkehr auf der 
neu zu errichtenden und für die Öffentlich-
keit bestimmten Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Parkplatzfläche 
vermieden wird.
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Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier:  
Zufahrt, Parken

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Für die interne Erschließung ist eine Straße 
vorgesehen, die als Verkehrsfläche beson-
derer Zweckbestimmung; hier: Zufahrt, Par-
ken festgesetzt wird. Diese Festsetzung 
stellt einerseits die Erschließung des Glam-
ping-Resorts und der Parkplatzfläche sicher 
und ermöglicht andererseits die nach Wes-
ten gerichtete Weiterentwicklung der an-
grenzenden Parkplatzflächen der Reha-Kli-
nik.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Kur-
promenade

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die bereits bestehende Kurpromenade ent-
lang der Cloefstraße wird nachrichtlich in 
den Bebauungsplan aufgenommen. Die 
Festsetzung sichert somit langfristig den 
derzeitigen Bestand und ermöglicht darüber 
hinaus zusätzliche Grundstückszufahrten 
und Überfahrten im Bereich des Plangebie-
tes entlang der Cloefstraße.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Park-
platzfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die Festsetzung dient der Unterbringung 
von Parkplätzen für Besucher der Reha-Kli-
nik, des Glamping-Resorts und der Allge-
meinheit im Plangebiet. Hierzu wird eine 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim- 
mung; hier: Parkplatzfläche festgesetzt.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Fuss-
weg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die bereits bestehenden Fusswege inner-
halb des Plangebietes werden nachrichtlich 
in den Bebauungsplan aufgenommen. Die 
Festsetzung sichert somit langfristig den 
derzeitigen Bestand und ermöglicht darüber 
hinaus zusätzliche Grundstückszufahrten 
und Überfahrten.

Öffentliche Grünfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Festsetzung der öffentlichen Grünflä-
chen sichert einerseits einen ausreichenden 
Abstand der bestehenden Kurpromenade 
zur nördlich angrenzenden Cloefstraße und 
gewährleistet andererseits den Erhalt der 
vorhandenen Alleebepflanzung.

Waldfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB

Die im südlichen Bereich entstandene Hoch-
grünfläche wird nachrichtlich in den Bebau-
ungsplan aufgenommen und als Waldfläche 
festgesetzt. Die Festsetzung stellt den Erhalt 
der gewachsenen Gehölzstruktur sicher.

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Die Festsetzung dient der Entwicklung und 
dem Erhalt des bestehenden Alleencharak-
ters der Cloefstraße. 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Die bestehenden Bäume innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes 2 sind zum Erhalt 
vorgesehen. Somit wird gewährleistet, dass 
der schützenswerte Baumbestand innerhalb 
des Plangebietes, sofern es die Planung er-
möglicht, in ihrem aktuellen Bestand erhal-
ten werden und dem Ziel eines naturnahen 
Glamping-Resorts entsprochen wird.

Kompensationsmaßnahmen

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Im Rahmen der Realisierung wird Waldflä-
che in Anspruch genommen und geht verlo-
ren.

Als Kompensation für die in Anspruch ge-
nommene Waldfläche von 1,94 ha ver-
pflichtet sich die Gemeinde Mettlach inner-
halb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes der Forstbehörde geeig-
nete Ausgleichs- bzw. Erstaufforstungsflä-
chen zur Genehmigung anzubieten. Die Ge-
nehmigung der Erstaufforstungen erfolgt in 

einem eigenständigen Verfahren nach § 9 
LWaldG.

Der waldrechtliche Ausgleich ist nicht ab-
schließend. Ein Jahr nach Realisierung des 
Sonstigen Sondergebietes 2 ist zwischen 
der Gemeinde Mettlach und der Forstbehör-
de die tatsächliche Umwandlung des Wal-
des festzustellen. Sollte der im Bebauungs-
plan festgesetzte Ausgleich von 1,94 ha zu 
hoch sein, wird die Mehrfläche als soge-
nannter „Waldflächenersatzpool“ für ande-
re Projekte der Gemeinde Mettlach ange-
rechnet. Gleichzeitig behält sich die Forst-
behörde vor, einen nachträglichen Aus-
gleich bei der Gemeinde Mettlach einzufor-
dern sofern der Bestockungsgrad im Be-
reich des Sonstigen Sondergebietes 2  zu 
gering ist.

Die v.g. Festsetzung stellt somit die voll-
ständige Kompensation des aus dem Plan-
vorhaben resultierenden Eingriffs in die Na-
tur und Landschaft sicher.

Festsetzungen aufgrund landes-
rechtlicher Vorschriften (gem. 
§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. LBO 
und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landes-
wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung im Umfeld bereits grundsätzlich 
vorhanden und weist noch Kapazitäten auf.

Örtliche Bauvorschriften  (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen be-
rücksichtigen die Umgebungssituation und 
vermeiden gestalterische Negativwirkun-
gen auf das Orts- und Landschaftsbild. 

•	 Dacheindeckung und Fassadengestal-
tung: Vermeidung gestalterischer Aus- 
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wüchse durch grelle Farbtöne oder nicht 
stadtbildgerechte Materialien.  

•	 Einhausung von Mülltonnen: Müllton-
nen werden in den zur öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche orientierten Be-
reichen entweder in Schränken einge-
baut oder sichtgeschützt aufgestellt. 
Dadurch soll vermieden werden, dass es 
zu nachteiligen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild kommt.

•	 Werbeanlagen werden nicht generell 
ausgeschlossen. Das Aufstellen von 
Werbeanlagen wird lediglich nach Art, 
Höhe der Werbeanlage, Standort und 
Ausgestaltung beschränkt. Dies vermei-
det eine dominierende Wirkung von 
Werbeanlagen und gestattet eine ange-
messene Ausstattung des Plangebietes. 

•	 Böschungen, Abgrabungen, Aufschüt-
tungen und Stützwände: Zur Realisie-
rung des Planvorhabens sind Gelände-
modellierungen in Form von Böschun-
gen, Abgrabungen, Aufschüttungen und 
Stützwänden zulässig. Hierdurch wird 
gewährleistet, dass die bestehende To-
pographie keine negativen Auswirkun-
gen auf das Planvorhaben haben wird, 
eine Absicherung des natürlichen Ge-
ländes in der ausreichenden Dimensio-
nierung sowie die Anlage von Tiefgara-
gen erfolgen kann.

•	 Einfriedungen: Als Sicherheitsvorkeh-
rung und zum Schutz des Betriebsge-
ländes.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein. 
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange ( sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Das Plangebiet ist zum einen von Wald, von 
Außenanlagen der Reha-Klinik, dem Kur-
park und Mischnutzung der Cloefstraße 
umgeben, sodass davon auszugehen ist, 
dass keine Beeinträchtigungen von der Um-
gebung auf das Glamping-Resorts ausge-
hen werden. Umgekehrt werden von dem 
Plangebiet ebenfalls keine die Umgebungs-
nutzung beeinträchtigenden Auswirkungen 
erwartet.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich das Sondergebiet hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflächen 
in die Umgebung und in die direkte Nach-
barschaft einfügt. Zusätzlich schließen die 
im Bebauungsplan getroffenen Festsetzun-
gen innerhalb des Plangebietes jede Form 
der Nutzung aus, die zu Beeinträchtigungen 
des angrenzenden Nutzung führen könn-
ten.

Bei der vorgesehenen Nutzung handelt es 
sich um eine besondere Form des Beherber-
gungsgewerbes, die einen geringen Stör-
grad aufweist. Die unmittelbare Umgebung 
dient als Standort von Nutzungen, die das 
Wohnen nicht wesentlich stören. Durch die 
Festsetzungen innerhalb des Plangebiets 
wird jede Form der Nutzung ausgeschlos-
sen, die innergebietlich oder im direkten 
Umfeld zu Störungen und damit Beein-
trächtigungen der Umgebung führen kön-
nen. Beeinträchtigungen von der Umge-
bung auf die geplante Nutzung sind somit 
nicht zu erwarten. Umgekehrt werden von 
dem Plangebiet ebenfalls keine die Umge-
bungsnutzung erheblich beeinträchtigen-
den Auswirkungen erwartet.  

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Arbeitsbedingungen vorfindet, in vol-
lem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Belange der 
Erhaltung, Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen

Durch die Realisierung des Planvorhabens 
werden zusätzliche Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze in der Gemeinde Mettlach - 
insbesondere im Ortsteil Orscholz geschaf-
fen und langfristig gesichert.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Innerhalb des Plangebietes werden durch 
die getroffenen Festsetzungen Geländemo-
dellierungen und Überbauungen ermög-
licht. Der Standort ist bereits durch die an-
grenzende Reha-Klinik und Cloef-Atrium 
vorgeprägt. In Anbetracht der ungleich grö-
ßeren Hauptbaukörper des westlich an-
grenzenden Cloef-Atriums und der östlich 
angrenzenden Reha-Klinik wird das Land-
schafts- und Ortsbild nur unwesentlich ver-
ändert, so dass nicht von einer erheblichen 
Beeinträchtigung auszugehen ist.

Die Dimensionierung der Gebäude wird 
unter Berücksichtigung der in der näheren 
Umgebung vorhandenen Gebäudehöhen 
und der Funktionalität der geplanten Nut-
zung vorgenommen. Zudem wird durch das 
städtebauliches Konzept und die darin ent-
haltene Holzbauweise die Integration der 
geplanten Baukörper in Natur und das 
Landschaftsbild verfolgt.

Eine hochwertige Fassadenausführung und 
Freiflächengestaltung unterstützen das Ein-
fügen in den Bestand und schaffen einen 
harmonischen Übergang in die Umgebung. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Mettlacher Wald -Cloefstraße“ wurde be-
reits im Jahr 2003 Baurecht für das 
Plangebiet geschaffen. Insofern ist eine 
Überbauung des Plangebietes aktuell be-
reits möglich. Mit dem vorliegenden Bebau-
ungsplan wird lediglich die Art der Nutzung 
zu Gunsten eines in die Natur integrierten 
Glamping-Resorts angepasst. 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Es wird zwar zu Versiegelungen durch die 
vorgesehene Bebauung kommen, erhebli-
che nachteilige Auswirkungen sind nicht zu 
erwarten. 

Aufgrund rechtskräftigen Baurechts finden 
keine über das bisher bereits zulässige Maß 
hinausgehende relevanten Eingriffe in Na-
tur und Landschaft statt. Gem. § 13 a 
BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der 
Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwar-
ten sind, als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt. 

Auswirkungen auf die Land- und 
Forstwirtschaft

Landwirtschaftliche Flächen sind von dem 
Planvorhaben nicht betroffen. Nachteilige 
Auswirkungen sind somit nicht zu erwarten.

Im Rahmen der Realisierung des Planvorha-
bens werden ca. 1,94 ha Waldfläche in An-
spruch genommenen.

Die Gemeinde Mettlach verpflichtet sich in-
nerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes der Forstbehörde ge-
eignete Ausgleichs- bzw. Erstaufforstungs-
flächen zur Genehmigung anzubieten. Die 
Genehmigung der Erstaufforstungen erfolgt 
in einem eigenständigen Verfahren nach § 9 
LWaldG.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung der geplanten Nutzung 
geht ein Anstieg des Verkehrsaufkommens  
in der Cloefstraße einher, der durch den 
Mitarbeiter- und Gästeverkehr des Resorts 
hervorgerufen wird. Die Cloefstraße verfügt 
über ausreichende Kapazitäten, um den zu-
sätzlichen Verkehr aufzunehmen.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der an-
grenzenden Bebauung bereits grundsätz-
lich vorhanden. Unter Beachtung der Kapa-
zitäten und getroffenen Festsetzungen ist 
die Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ord-
nungsgemäß sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Infolge des Vorhabens kommt es zu gering-
fügigen Neuversiegelungen, was voraus-
sichtlich zu einer Veränderung des Mikrokli-
mas führen wird. Aufgrund des überschau-

baren Flächenumfangs können negative 
Auswirkungen auf die Belange des Klimas 
insgesamt ausgeschlossen werden.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berück-
sichtigenden Belange werden nach jetzi-
gem Kenntnisstand durch die Planung nicht 
berührt.

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Planung ergeben sich für die pri-
vaten Grundstückseigentümer der angren-
zenden Umgebung keine erheblich negati-
ven Folgen. Die Festsetzungen werden so 
gewählt, dass der hiermit verbundene Stör-
grad auf ein verträgliches Maß reduziert 
wird .

Die bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben werden eingehalten.

Es ist nicht davon auszugehen, dass das 
Planvorhaben negative Auswirkungen auf 
private Belange haben wird.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials	

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan eingestellt. In diesem 
Verfahren wurden insbesondere folgende 
Aspekte beachtet:

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlicher Vor-
aussetzungen zur Ansiedlung eines na-
turnahen Beherbergungsbetriebes mit 
Leuchtturm-Charakter im Saarland

•	 Stärkung der touristischen Attraktivität 
der Gemeinde Mettlach und insbeson-
dere des Ortsteils Orscholz

•	 Schaffung von Arbeits- und Ausbil-
dungsplätzen in der Gemeinde Mett-
lach, insbesondere im Ortsteil Orscholz

•	 Erfüllung der landesplanerischen Ziele 
und Gebote (Standortbereich Touris-
mus)

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs 

•	 kein erheblicher Erschließungsaufwand, 

•	 keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Belange des Umweltschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange der Landwirtschaft

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange der Ver- und Entsorgung

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 keine Auswirkungen auf die Belange 
des Klimaschutzes

•	 keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Der Aufstellung des Bebauungsplanes 
spricht entgegen, dass im Rahmen der Rea-
lisierung des Planvorhabens 1,94 ha Wald-
fläche in Anspruch genommen werden, die 
jedoch an anderer Stelle durch geeignete 
Ausgleichs- bzw. Erstaufforstungsmaßnah-
men vollständig kompensiert werden.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des vorhaben- 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Gemeinde zu 
dem Ergebnis, dass der Umsetzung der Pla-
nung nichts entgegensteht.


